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Mit diesem Buch wird der erste Band eines 
dreiteiligen Handbuches zur Statistik der 
Parlamente und Parteien in den westlichen 
Besatzungszonen und in der Bundesrepublik 
Deutschland (HSPP I) vorgelegt, das sich der 
Binnenstruktur der deutschen Parlamente 
und Parteien zuwendet. Es wurde in den 
Jahren 1997-2000 mit Unterstützung der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft in enger 
Kooperation von zwei Arbeitsgruppen am 
Institut für soziale Bewegungen der Ruhr- 
Universität Bochum und am Lehrstuhl für 
Neueste Geschichte der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität in Frankfurt am Main er­
stellt. Ziel des Forschungsprojektes war es 
zum einen, die Entwicklung der Mitglied­
schaften und sozialen Strukturen der Partei­
en in der Bundesrepublik Deutschland von 
ihrer Neu- oder Wiedergründung in den Jah­
ren 1945/46 bis zur Vereinigung der beiden 
deutschen Staaten 1990 zu erfassen, zum an­
deren, eine vergleichbare Darstellung für die 
Mandatsträger des Deutschen Bundestages 
sowie der Landtage für denselben Zeitraum 
anzufertigen. Nach der hier veröffentlichten 
Statistik der Mandatsträger werden zwei 
weitere Teilbände zur Mitglieder- und Sozi­
alstruktur der Parteien der Bundesrepublik 
Deutschland erscheinen, die der partei-, sozi­
al- und allgemeinhistorischen sowie der poli­
tikwissenschaftlichen Forschung neue Im­
pulse geben sollen.

Der zeitliche Rahmen des Werkes ist durch 
zwei Eckdaten markiert, die für Deutschland 
konstitutive Bedeutung hatten und die sich 
unmittelbar im Parteiensystem widerspiegel­
ten. Doch so zwangsläufig sich das Anfangs­
jahr 1945 ausnimmt, so diskussionswürdig 
mag der Endpunkt 1990 sein. Er ergibt sich 
jedoch aus den grundsätzlichen Verschiebun­
gen in den Mitglieder- und Mandatsträger­
strukturen aufgrund der Neugründungen, 
Verschmelzungen und Ausbreitungen von 
Parteien nach der deutschen Vereinigung.

Die Parteiengeschichte der sowjetischen 
Besatzungszone und der DDR wird nicht

einbezogen. Trotz einer im allgemeinen 
günstigen Quellenlage ist hierauf zum einen 
aus demokratietheoretischen Überlegungen 
verzichtet worden: Das ostdeutsche Partei­
ensystem erfüllte andere Funktionen als das 
der Bundesrepublik und kann an den Anfor­
derungen an parlamentarische Demokratien 
nicht gemessen werden. Auf der anderen Sei­
te spielten forschungspraktische Gründe eine 
Rolle. Eine entsprechende Parallelstudie für 
die SBZ/DDR liegt nahe und sollte erstellt 
werden. Den Rahmen unserer Bemühungen 
hätte dies jedoch gesprengt.

Auch eine der aktuellen sozialwissen­
schaftlichen Diskussion genügende Parteien­
definition hätte das Vorhaben scheitern las­
sen, wären dann doch mehrere Dutzend 
Parteien zu berücksichtigen gewesen. Ein­
gang in dieses Handbuch fanden jedoch nur 
jene Parteien, die zu irgendeinem Zeitpunkt 
im Betrachtungszeitraum im Deutschen Bun­
destag oder in einem der Landtage vertreten 
waren und darüber hinaus konstitutive Be­
deutung für die politische Ordnung bzw. das 
Parteiensystem der Bundesrepublik Deutsch­
land erlangten - Parteien also, die in Anleh­
nung an das Grundgesetz »bei der politischen 
Willensbildung des Volkes« nachhaltig mit­
wirkten. Konkret bedeutet dies, daß kleinere 
Parteien, die gegebenenfalls Abgeordnete in 
die Parlamente entsenden konnten, nur dann 
einbezogen wurden, wenn sie am Prozeß der 
Strukturgebung - ob im Rahmen des par­
lamentarischen Systems, unter verfassungs­
rechtlichen Gesichtspunkten oder aber in 
gesamtgesellschaftlicher Perspektive - maß­
geblich beteiligt waren. Dieses Auswahlkrite­
rium betraf in erster Linie den rechten Flügel 
des Parteienspektrums, der eine schier un­
überschaubare Fülle von Assoziations- und 
Dissoziationsprodukten, Kleinst- und Split­
terparteien kannte und noch immer kennt. 
Trotz parlamentarischer Vertretung war ihre 
Lebensdauer oftmals so gering, daß ihr Ein­
fluß stark begrenzt blieb. Auch die lediglich 
als Folge von Minoritätenschutz parlamenta­
rische Repräsentanz genießende Südschles- 
wigsche Wählervereinigung (SSW) blieb 
unberücksichtigt; allein ihre Abgeordneten
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zum Abschluß zu bringen gewesen. Deswe­
gen gehörte es von vornherein zu den Grund­
satzentscheidungen dieses Handbuches, un­
ter angemessener Quellenkritik nur auf die 
von den Parteien selbst aggregierten Daten 
zurückzugreifen, selbst dann, wenn aus­
nahmsweise Urmaterial überliefert war. 
Hiervon ist nur in Ausnahmefällen, die in 
den jeweiligen Beiträgen erläutert werden, 
abgewichen worden. Ausgewertet wurden 
deshalb in erster Linie mitglieder- und in 
geringem Umfang funktionärsstatistische 
Materialien der Parteien, soweit diese zeitge­
nössisch veröffentlicht, für den internen Ge­
brauch erstellt oder sonstwie archiviert und 
überliefert worden sind. Dabei waren auch 
die Erfordernisse des Datenschutzes zu be­
achten. Für die Mandatsträger im Bundestag 
und in den Landtagen wird - auch darin lag 
eine Grundsatzentscheidung - in erster Linie 
auf biographisches Material zurückgegriffen, 
das von den Parlamenten selbst veröffentlicht 
worden ist. Nur in begründeten Ausnahme­
fällen wurden die so gewonnenen Daten ge­
zielt durch archivalische Recherchen sowie 
durch die Berücksichtigung forschungspro­
duzierten Materials ergänzt. Das schließlich 
nach diesen Kriterien ermittelte Datenmate­
rial war so differenziert und umfangreich, 
daß es unumgänglich war, für diese Publika­
tion eine Auswahl zu treffen, die an den hier 
dargelegten Erkenntniszielen orientiert ist.

Im Rahmen der Sozialstrukturanalyse un­
tersuchen die Bearbeiter dieses Handbuches 
die Abgeordneten der Landtage und des 
Bundestages, die Parteimitgliedschaften so­
wie - wo dies möglich ist - ehren- und haupt­
amtliche Funktionsträger der Parteien. Diese 
Personengruppen werden, je nach Quellenla­
ge, nach den klassischen Kriterien sozialer 
Ungleichheit differenziert: nach ihrem Beruf 
und ihrer Stellung im Beruf, nach Ge­
schlecht, Altersgruppen und Konfessions­
zugehörigkeiten. Soweit es die Mandatsträ­
ger betrifft, konnten ferner Angaben zu 
deren Schul- und Hochschulbildung ge­
macht werden. Die geographische Analyse­
ebene ist zum einen die Bundesrepublik ins­
gesamt, zum anderen die Bundesländer;

fanden Eingang in diese Publikation, weil die 
Mandatsträgeranalyse ansonsten methodisch 
unzulässig reduziert worden wäre. Auch 
wenn diese pragmatische Definition unter or­
ganisationssoziologischen oder politikwis­
senschaftlichen Gesichtspunkten unbefriedi­
gend sein mag, war sie doch nötig, um das 
Wesentliche nicht aus den Augen zu verlie­
ren. Ferner hilft diese Definition, den Zusam­
menhang zwischen den drei Teilbänden her­
zustellen.

Die Fundamentaldaten zur Parteienge­
schichte haben für die Etablierung und Kon­
solidierung der Bundesrepublik Deutschland 
grundsätzliche Bedeutung. Denn weit stär­
ker als andere westliche Demokratien ist die 
Bundesrepublik Deutschland von Parteien 
geprägt worden. Ihre herausgehobene Stel­
lung ist leicht an dem Umstand zu erkennen, 
daß politische - auch administrative - Füh­
rungspositionen nahezu ausschließlich durch 
Parteien besetzt und infolgedessen durch 
parteiinterne Prozesse der politischen Elite­
bildung geprägt werden. Hat sich die Partei­
enforschung - nicht zuletzt aufgrund metho­
discher Erwägungen - bislang vor 
Wähler- und Anhängeranalysen 
triert, so können diesen nun die Ergebnisse 
unserer Forschungen zur Seite gestellt wer­
den. Damit wird die Kenntnis über das poli­
tische System sowie die Binnenstruktur der 
Parteien und Parlamente der zweiten deut­
schen Republik um wesentliche Bestandteile 
ergänzt und vervollständigt.

Erstes Anliegen bei der Erstellung der hier 
vorgelegten Publikation war es, diese Daten 
zur Parteiengeschichte vor allem anhand der 
parteiinternen Überlieferung festzustellen 
und zu überprüfen. Idealerweise hätten die 
Autoren dieses Handbuches auf Material an 
der politischen Basis zurückgreifen sollen, et­
wa in Gestalt von Mitgliederkarteien der 
Orts- und Kreisverbände. Abgesehen davon, 
daß solche Karteien vielfach gar nicht exi­
stierten oder aber nicht überliefert wurden, 
hätte ein solches Verfahren mit unlösbaren 
Vergleichbarkeitsproblemen zu kämpfen ge­
habt. Schließlich wäre ein solches Projekt 
nicht in einem überschaubaren Zeitraum
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regionale Untergliederungen werden nur im 
Einzelfall betrachtet. Während sich die ge­
samtstaatlichen Zahlen als Summe der Län­
derergebnisse von selbst ergaben, waren die­
jenigen für die einzelnen Bundesländer 
teilweise unter oft mühseligen Rechenopera­
tionen zunächst zusammenzustellen. Denn 
gerade die großen Parteien formierten sich 
in sehr unterschiedlichen, sich häufig ver­
ändernden und mit den Verwaltungsglie­
derungen der Länder nicht immer korre­
spondierenden Regionalverbänden. Erst auf 
dem Wege der Umrechnung von Daten ließ 
sich einerseits Vergleichbarkeit zwischen 
den diversen Parteigliederungen auf Länder­
und Bundesebene herstellen, andererseits der 
Bogen zwischen Parteimitgliedschaft und der 
Gruppe der Mandatsträger spannen. Nur so 
ist zudem ein zwischenparteilicher Vergleich 
auf der Ebene der Bundesländer zu erzielen.

Hauptansinnen dieses Handbuches war 
die gewissenhafte Sicherung eines zuverlässi­
gen Datengerüsts als Ausgangspunkt jeder 
weiteren Parteienforschung. Aus diesem 
Grunde war die Zuverlässigkeit der erhobe­
nen Daten das oberste Kriterium für die Aus­
wahl und Aufnahme einzelner Datenbestän­
de in das Tabellenwerk. Dies spiegelt sich in 
einer umfassenden Kommentierung wider, 
deren Aufgabe es vor allem ist, den Entste- 
hungs- und Überlieferungskontext des Mate­
rials sowie seine Verläßlichkeit transparent 
zu machen. Hierdurch sollen Probleme ein­
gegrenzt werden, wie sie zum Beispiel durch 
das »Karteileichen-Phänomen« der offiziel­
len Mitgliederstatistiken entstehen.

Ebenso wichtig wie eine kritische Kom­
mentierung des Materials erschien ein syste­
matischer Zugang. Eine selbsterarbeitete, 
Parteien- und parlamentsübergreifende Sy­
stematik soll dies gewährleisten. Sie lehnt sich 
eng an das methodische Gerüst der amtlichen 
Bevölkerungsstatistiken an und bedient sich 
der Erhebungskategorien des Statistischen 
Bundesamtes. Dies ist - in Ergänzung des 
bereits Gesagten - Voraussetzung jeder kom- 
paratistischen Forschung. Aus diesen Grün­
den wurde auch auf oftmals viel detailliertere, 
methodisch jedoch disparate Repräsentativ­

studien verzichtet. Nur in wenigen Ausnah­
mefällen wurde von dieser Strategie mangels 
besseren Materials abgewichen; dies wird ge­
gebenenfalls in den Einleitungen zu den ein­
zelnen Parteien erläutert.

Die wissenschaftliche Bedeutung des hier 
vorgelegten Handbuches liegt nicht nur im 
bloßen Erkenntnisgewinn gegenüber der 
bisherigen empirischen Parteienforschung, 
sondern ebenso im übergreifenden metho­
dischen Ansatz, basiert das Werk doch auf 
den gebräuchlichen Standards der Sozial­
strukturanalyse. Durch den hohen Vernet­
zungsgrad der hier vorgelegten und in den 
folgenden beiden Bänden vorzulegenden Da­
ten eröffnen sich der Parteienforschung neue 
Wege: Nicht nur, daß nun anhand von Mit­
gliedschaftsentwicklungen der Grad der poli­
tischen Mobilisierung über mehr als vier Jahr­
zehnte hinweg gemessen werden kann, mit 
Hilfe der Mitglieder- und Sozialstruktur­
analysen der Parlamente und politischen 
Parteien kann nun die gesellschaftliche Ver­
ankerung politischer Institutionen der par­
lamentarischen Demokratie ausgelotet wer­
den. Ferner ermöglichen die hier vorgelegten 
Daten wichtige Erkenntnisse über Kontinui­
täten und Bruchlinien der deutschen Parteien 
im 20. Jahrhundert, insbesondere hinsichtlich 
der sozialen Repräsentanz verschiedener Be­
völkerungsgruppen in den Parteien und Par­
lamenten.

Es war nicht das primäre Ziel dieses Vor­
habens, derzeit diskutierte Hypothesen der 
Parteienforschung zu überprüfen, auch wenn 
das Tabellenwerk deren aktuelle Fragestel­
lungen in der Auswahl, Aufbereitung, Glie­
derung und Kommentierung des Materials 
aufgreift und in den Einleitungen zu den ein­
zelnen Parteien die erforderlichen Bezüge 
herstellt. Die Publikation zielt in erster Linie 
darauf ab, kommenden Forschungsprojekten 
ein solides Datenfundament zu bereiten. Aus 
diesem Grunde wird an dieser Stelle auch auf 
eine ausführliche wissenschaftliche Einlei­
tung zur Parteienforschung verzichtet. We­
der konkurriert das hier vorgelegte Werk mit 
den überwiegend organisationsgeschicht­
lichen und -soziologischen Arbeiten der Par-
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neue Zugänge. Man sollte nicht aus dem 
Blick verlieren, daß die begrenzten Möglich­
keiten tatsächlich auch historische Entwick­
lungen der Parteien und ihrer statistischen 
Arbeit widerspiegeln.

Die Idee zu diesem Handbuch entstand im 
Rahmen unserer Zusammenarbeit in der 
Kommission für Geschichte des Parlamenta­
rismus und der politischen Parteien in Bonn. 
Als Mitglieder dieser Kommission haben wir 
den Forschungsantrag erstellt und die For­
schungsgruppen geleitet. Die Arbeitsergeb­
nisse erscheinen in der Verantwortung der je­
weils befaßten Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler. Ihnen gingen während der 
dreieinhalb) ährigen intensiven Arbeitsphase 
des Vorhabens viele studentische Hilfskräfte 
zur Hand, die sich vor allem der mühseligen 
Arbeit der Dateneingabe widmeten. Wir 
danken ihnen und den wissenschaftlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die an 
diesen langwierigen Forschungsarbeiten be­
teiligt waren, deren Resultate - so hoffen 
wir - in die weitere parteien- und par­
lamentsgeschichtliche Forschung eingehen 
werden. Darüber hinaus danken wir der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft für die 
Bereitstellung der erforderlichen Mittel so­
wie dem Präsidenten, den Mitgliedern und 
dem Generalsekretär der Parlamentarismus- 
Kommission für ihre Beratung und Unter­
stützung. Dank zu sagen haben wir aber vor 
allem den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der zahlreichen Archive, parteinahen Stiftun­
gen und Parteien, auf deren Material das vor­
liegende Handbuch im wesentlichen basiert. 
Ohne ihre Kooperation und Bereitschaft, 
auch von Sperrfristen betroffene Akten und 
Unterlagen bereitzustellen, hätte dieses 
Handbuch nicht entstehen können.

teienforschung, noch reiht es sich neben Stu­
dien ein, die die programmatische Entwick­
lung oder die Funktion der Parteien im poli­
tischen System untersuchen. Auch eine neue 
Typenbildung wird nicht versucht. Vielmehr 
will das Datenwerk neue Arbeiten inspirieren 
und zur Überprüfung von Hypothesen der 
bisherigen Forschung anregen.

Dennoch bleiben wichtige Fragen offen. 
Trotz des überaus großen Datenkorpus war 
es nicht möglich, alle Fragestellungen der 
Parteienforschung zu bedienen. So läßt sich 
etwa der Mobilisierungsgrad der Parteimit­
gliedschaften in der aktuellen politischen Ar­
beit nicht bezeichnen: Die Daten lassen keine 
Unterscheidung zwischen »aktiven« und 
mehr oder weniger »passiven« Parteimitglie­
dern zu. Dies vermögen allein stichproben­
artige Mitgliederumfragen, die bisweilen 
von den Parteien in Auftrag gegeben oder in­
tern durchgeführt wurden. Auch kann - und 
will - das Datenwerk nicht mit der Detailfül­
le und Genauigkeit der regional oder thema­
tisch begrenzten Spezialuntersuchungen 
konkurrieren, wie sie auf sozial- und politik­
wissenschaftlichem oder zeitgeschichtlichem 
Feld erarbeitet werden. Es war eine gezielte 
Entscheidung, sich allein auf die Bundes- 
und Länderebene zu konzentrieren, weil bis­
herige Forschungsvorhaben auf dieser Ebene 
schnell an Grenzen stießen. Gerade in der 
Gegenüberstellung von Mikro- und Makro­
forschung sind interessante Anstöße für die 
Parteienforschung zu erwarten. Insofern er­
gänzen sich diese Ansätze. Auch wer eine 
lückenlose Dokumentation erwartet, wird 
Enttäuschungen zu gewärtigen haben. Zu ei­
nigen der kleineren Parteien können über­
haupt keine Materialien zur Sozialstruktur 
vorgelegt werden, und selbst bei den großen 
Volksparteien gibt es insbesondere für die 
frühen Jahre große Defizite. Vollständige 
Zahlenreihen sind also eher die Ausnahme 
denn die Regel. Hat man sich jedoch einmal 
von der Idealvorstellung reiner und vollstän­
diger Datensätze verabschiedet, eröffnet die 
fragmentarische Überlieferung auch ganz
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Struktur deutscher Parlamente ihr.en Platz. 
Als Teil eines umfassenden Forschungspro­
jektes zu sozialen Strukturen politischer Par­
teien in den Westzonen und in der Bundes­
republik Deutschland zwischen 1945 und 
1990 wird der Zusammenhang in diesem 
Handbuch spezifischer gefaßt. Abgeordnete 
sind nicht nur Mitglieder von Parlamenten. 
Sie sind fast immer auch Mitglieder von Par­
teien, die ihrerseits sozialem Wandel unter­
worfen sind.4 Eine erschöpfende Behandlung 
der gesellschaftlichen Verankerung und des 
Wandels politischer Parteien in Deutschland 
seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges muß 
auch die gewählten Abgeordneten der Par­
lamente mit einbeziehen.

Dieser Personenkreis steht im Mittelpunkt 
des Bandes. Ziel ist es, für den Bundestag und 
die westdeutschen Landesparlamente von 
1946 bis 1990 einen Bestand an aggregierten 
Daten zu Zusammensetzung und Sozialstruk­
tur bereitzustellen, der der politikwissen­
schaftlich wie der zeitgeschichtlich interessier­
ten Parteien- und Parlamentarismusforschung 
gleichermaßen nützlich sein kann. Besonderer 
Wert wird auf die Vergleichbarkeit der Daten 
zwischen den einzelnen Parlamenten gelegt. 
Erfaßt werden die rund 8900 Abgeordneten 
des Bundestags und der Landesparlamente 
von Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Bre­
men, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saar­
land und Schleswig-Holstein, jeweils von der 
ersten Wahlperiode nach Ende des Zweiten 
Weltkrieges bis zur letzten Wahlperiode, die 
vor dem Jahr 1990 begann. Für diese Par­
lamente und die in den einzelnen Wahlperi­
oden in ihnen vertretenen Parteien werden je­
weils zu Beginn einer Wahlperiode nach 
einheitlichen Kategorien Anzahl und Vertei­
lung der Sitze, Anciennität5, Alters-, Berufs­
und Bildungsstruktur nachgewiesen. Zudem 
wird der Anteil weiblicher Abgeordneter aus­
gewiesen und für den Bundestag der Anteil der 
MdB, die vor ihrem Bundestagsmandat Mit­
glied eines der in dieser Publikation behandel­
ten Landesparlamente waren.

Das Verständnis des Tabellenteils soll 
durch die folgende Einleitung erleichtert

Moderne Parteien in parlamentarischen De­
mokratien erfüllen eine Vielzahl von Funk­
tionen. Neben der Bündelung und Artikula­
tion gesellschaftlicher Interessen gehören die 
Auswahl und Präsentation von Kandidaten 
für politische Ämter sicher zu ihren wichtig­
sten Aufgaben. Es ist vorrangige Absicht von 
Parteien, Wahlen zu gewinnen und Mehrhei­
ten in Parlamenten zu sichern, um politische 
Ziele umzusetzen. Im politischen System der 
Bundesrepublik Deutschland verfügen dabei 
Parteien in der Konkurrenz um parlamenta­
rische Mandate - zumindest auf der Ebene 
des Bundes und der Länder - weitgehend 
über eine Monopolstellung.

Im Rahmen der Rekrutierungsfunktion 
der Parteien lösen sich aus der Gruppe der 
Mitglieder Kandidaten für parlamentarische 
Mandate heraus, die, insofern sie gewählt 
werden, diese bekleiden und als Abgeordnete 
und Inhaber politischer Ämter politisch ge­
staltend wirken. Mit der Repräsentation ge­
sellschaftlicher Interessen in einer parlamen­
tarischen Demokratie ist häufig auch eine 
Vorstellung sozio-struktureller Repräsenta­
tivität der Abgeordneten verbunden. Zwar 
ist es in einer durch die Auflösung gesell­
schaftlicher Großgruppen und ihrer sozialen 
Milieus gekennzeichneten Umwelt wenig 
sinnvoll, dem »spätrousseauistischen Miß­
verständnis« das Wort zu reden, »daß das 
Parlament die soziale Struktur [...] der Be­
völkerung einer politischen Gemeinschaft 
möglichst spiegelbildlich« abzubilden habe.1 
Ganz ohne Rekurs auf die Bedeutung sozia­
ler Strukturen kommt ein umfassendes Ver­
ständnis politischer Repräsentation jedoch 
kaum aus.2 Die Sozialstruktur eines Par­
lamentes wird in der Regel immer dann the­
matisiert, wenn seine Repräsentativität - und 
sei es in Teilbereichen - nicht gewährleistet 
zu sein scheint.3

In diesem Kontext findet die allgemeine 
Erörterung von Zusammensetzung und
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Zur Darstellung und Analyse der sozialen 
Struktur westdeutscher Parlamente seit dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges liegt eine Viel­
zahl von Überblicks- und Spezialstudien vor. 
Das frühzeitig von der Politikwissenschaft 
entwickelte Interesse an der Zusammenset­
zung politischer Eliten und den Prozessen, 
die zu ihrer Entstehung führen bzw. ihren 
Wandel beeinflussen, begünstigte diesen Um­
stand. Die Aufmerksamkeit der Forschung 
richtete sich in erster Linie auf den Deutschen 
Bundestag. Er ist mit Abstand die am besten 
erforschte Volksvertretung, die es in Deutsch­
land je gab. Die Untersuchung seiner Zusam­
mensetzung begann bereits kurz nach seiner 
Konstituierung 1949.6 Sie war besonders in 
den 1950er und frühen 1960er Jahren stark 
durch Fragen nach der Kontinuität und dem 
Wandel politischer Eliten über die System­
brüche 1933 und 1945 hinweg geprägt.7 Seit 
den 1970er Jahren verlagerte sich das Inter­
esse zunehmend auf den Einfluß des sozialen

Hintergrundes der Akteure, auf ihre Einstel­
lungen, Verhaltensweisen und ihr Handeln im 
Parlament sowie auf Aspekte der gesell­
schaftlichen Repräsentativität der Volksver­
tretung.8

Die Erforschung der Struktur des Bundes- 
Publikation zugrunde liegenden Quellen tages wurde von einer ständigen Erweiterung 

an. Sie werden ausführlich besprochen und der Datengrundlagen begleitet. Erste Anfän- 
hinsichtlich ihrer Aussagekraft und Zuver- ge machten die Statistiken, die von Ossip K. 
lässigkeit bewertet. Es folgt die Darstellung 
der in den Tabellen abgebildeten Kriterien 
zur Zusammensetzung der Parlamente sowie 
der methodischen Grundlagen ihrer Auswer­
tung. Einige eher technische Anmerkungen 
zur gewählten Form und dem Aufbau der 
Tabellen sollen zu ihrer besseren Lesbarkeit 
beitragen. Den Abschluß der Einleitung bil­
det schließlich ein Ausblick, der sich mit der 
Frage beschäftigt, welche Potentiale und Per­
spektiven sich zukünftig hinsichtlich der 
Analyse der Sozialstruktur der Parlamente 
ergeben.

werden. Ein kurzer Überblick zu bisher er­
schienenen Arbeiten zur Sozialstruktur bun­
desdeutscher Parlamente zeigt im ersten Ka­
pitel die Themen, Leitfragen und Leistungen, 
aber auch die Defizite der Forschung auf. 
Daran schließt sich eine Diskussion der die­
ser

ge machten die Statistiken, die von 
Flechtheim und Heino Kaack bereitgestellt 
wurden.9 Nach 1979 wurden diese Arbeiten 
durch die von Peter Schindler koordinierten 
und bearbeiteten Veröffentlichungen der 
wissenschaftlichen Dienste des Bundestages 
ergänzt.10 Die »Datenhandbücher zur Ge­
schichte des Deutschen Bundestages« haben 
seither neue Standards gesetzt. Zuletzt 1999 
aktualisiert und in einer dreibändigen Ge­
samtausgabe herausgegeben, bieten sie auf 
mehr als 480 Seiten umfangreiche Informa­
tionen zur Zusammensetzung, Alters- und 
Sozialstruktur des Bundestages von 1949 bis 
1999."

Von den Datenhandbüchern zur Geschich­
te des Deutschen Bundestages profitiert heute 
ein Großteil der Detailstudien zum Bundes­
tag.12 Ein entsprechendes Pendant gibt es für 
die westdeutschen Landesparlamente nach 
1946 nicht. Im Vergleich zu ihren Kollegen 
im Bund sind Landespolitiker noch immer 
eine »weitgehend unbeachtete Elite«.13 Dies 
gilt besonders im Hinblick auf eine Perspekti­
ve, die die Ebene der Einzelparlamente über­
windet und sich einer Gesamtanalyse der So­
zialstruktur deutscher Landesparlamente 
öffnet.14 Studien liegen bisher entweder zu 
einzelnen Parlamenten bzw. Fraktionen oder 
Einzelaspekten der Struktur der Landespar­
lamente vor.

Mit den Arbeiten von Hansjörg Dürr zu 
Bayern, Brigitte Dierl zu Nordrhein-West­
falen und Stefan Holl zu Baden-Württemberg 
waren lediglich drei Landtage Gegenstand 
einer genaueren, in die Diskussion der Funk­
tion der Parlamente eingebetteten Sozial­
strukturanalyse.15 Zudem standen die Frak­
tionen von SPD und CDU im Düsseldorfer 
Landtag im Zentrum von Studien, die sich un­
ter anderem auch mit ihrer Zusammenset-
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menten begründet die Konzentration auf 
diese Gruppe der Volksvertretungen in dieser 
Publikation. Gerade hier scheinen im Ver­
gleich zum Bundestag, für den, wie oben be­
schrieben, mit den Datenhandbüchern Peter 
Schindlers eine vorbildliche Grundlage für 
Analysen der Sozialstruktur vorliegt, die 
größten Potentiale zukünftiger Forschungen 
zu liegen.

Die zentrale publizierte Quelle zur Erschlie­
ßung der Viten der Abgeordneten in Bund 
und Ländern nach 1945 stellen die amtlichen 
Handbücher der Parlamente dar.22 Sie »die­
nen stets vorrangig dem gleichen Zweck: Sie 
dokumentieren den jeweiligen Stand der Ver­
fassung und Geschäftsordnung, die Biogra­
phien und Bildnisse der Abgeordneten, ent­
halten vielfach weitere Gesetzestexte (Wahl, 
Diäten), Parteiprogramme und statistische 
Anhänge.«23 Die amtlichen Handbücher ha­
ben in Deutschland eine Tradition, die mit 
Hirth’s Parlaments-Almanach (1867) und 
Kürschner’s Volkshandbuch (1890) bis in die 
zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts zurück

zung beschäftigten.16 Schließlich liegt eine 
Reihe von Arbeiten vor, die sich einzelnen 
Aspekten der Struktur der Landesparlamente 
widmeten.17

Die zu beobachtende Zurückhaltung der 
Forschung ist wohl zu einem Teil pragma­
tisch begründet. Es mangelt an einer zuver­
lässigen statistischen Grundlage zur Ge­
schichte der Landesparlamente. Zwar deckt 
das »Datenhandbuch Länderparlamentarier« 
von Werner Breunig, Wolfgang Kringe und 
Frank R. Pfetsch die Jahre von 1945 bis 1953 
ab.18 Nachahmer und chronologische Fort­
setzungen hat es jedoch nicht gefunden. So 
bilden für den überwiegenden Teil des Be­
trachtungszeitraumes die statistischen An­
hänge der amtlichen Handbücher der Lan­
desparlamente den einzigen Zugang zu deren 
Sozialstruktur.19 Sie eignen sich allerdings 
nur für eine Auswertung der Abgeordneten 
einzelner Wahlperioden. Eine Untersuchung 
des Wandels der Zusammensetzung eines 
Parlaments oder einen diachron angelegten 
Vergleich mehrerer Parlamente erlauben sie 
nicht, und zwar aus vier Gründen: Erstens 
liegen nicht für alle Wahlperioden sämtlicher 
Landesparlamente statistische Anhänge vor. 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Hamburg 
beginnt beispielsweise erst in der siebten 
Wahlperiode, Tabellen in das amtliche Hand­
buch zu integrieren. Der Landtag Rheinland- 
Pfalz verzichtet ganz auf diese Praxis. Zwei­
tens wird nicht immer deutlich, zu welchem 
Zeitpunkt innerhalb einer Wahlperiode die 
Daten erhoben wurden. Die Praxis der Her­
ausgabe der Handbücher als Loseblattsamm­
lungen mit Nachlieferung führt zudem dazu, 
daß für einige Landtage lediglich Daten vor­
liegen, die zur Mitte oder am Ende einer 
Wahlperiode erhoben wurden. Drittens be­
schränken sich die Auswertungen in der Re­
gel auf Angaben zum Alter, Geschlecht und 
ausgeübten Beruf der Abgeordneten. Viel­
fach wird auch nur eines dieser Kriterien ab­
gebildet.20 Viertens wird gerade der Vergleich 
im Zeitablauf durch den häufigen Wechsel 
der Kriterien der Auswertung erschwert.21

Der Mangel an zuverlässigem Material zu 
den bundesrepublikanischen Landesparla-

Die hier abgebildeten Angaben zur Biogra­
phie der Abgeordneten und der Dauer ihrer 
Mitgliedschaft im Bundestag und den Lan­
desparlamenten wurden aus den unterschied­
lichsten Quellen erhoben. Diese werden im 
folgenden vorgestellt. Zunächst wird auf den 
wichtigsten Quellentyp, die amtlichen Hand­
bücher der Parlamente, eingegangen. Danach 
werden die Quellen diskutiert, die zur Ergän­
zung biographischer Lücken und zur Kon­
trolle der Angaben der Parlamentshand­
bücher herangezogen wurden. Schließlich 
werden diejenigen Quellen behandelt, die 
zur Ermittlung der personellen Zusammen­
setzung der Parlamente zu Beginn der jewei­
ligen Wahlperioden genutzt wurden.

1. Amtliche Handbücher der Parlamente
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periode, in Hamburg in der fünften Wahl­
periode.

Die Gründe für das zeitlich stark versetz­
te Erscheinen der Handbücher sind vielfäl­
tig. Zentral sind zwei Ursachen: Entschei­
dend war, daß die Landtagsverwaltungen in 
der Aufbauphase häufig mit wenigen Mit­
arbeiten besetzt waren und sich in ihrer per­
sonellen Zusammensetzung nur langsam 
professionalisierten. 1947 waren in der Ver­
waltung des Landtags Nordrhein-Westfalen 
lediglich sieben Personen beschäftigt.30 Ge­
rade die im Bereich Parlamentsdokumen- 
tation/Parlamentsarchiv Beschäftigten wa­
ren zudem häufig fachfremd: »Unter den 
Mitarbeitern in den Landtagsverwaltungen 
waren nur wenige, die vor dem Zweiten 
Weltkrieg schon Beamte oder Angestellte 
des Öffentlichen Dienstes waren, der Groß­
teil des Personals der sich aufbauenden 
Stäbe kam vielmehr aus Wirtschaft und Ge­
werbe mit verwaltungsfremden Aus- und 
Vorbildungen.«31

Welche Zielgruppen haben die Hand­
bücher? Einerseits wenden sie sich an die 
Abgeordneten, die Fraktionen und deren 
Angestellte sowie die Verwaltung der Par­
lamente selbst. Sie sollen »Nachschlage­
werk«32, »Handwerks-«33oder »Rüstzeug«34 
»Helfer«35, »Stütze«36 und »Begleiter«37 der 
Abgeordneten sein und sie in der »prakti­
schen«38 Arbeit unterstützen. Besonders die 
regelmäßig aktualisierten Geschäftsordnun­
gen und Verzeichnisse von Ausschüssen und 
Regierungen unterstützen die Alltagsarbeit 
der Parlamentarier.

Andererseits dienen die Handbücher der 
dem repräsentativen parlamentarischen Sy­
stem inhärenten Öffentlichkeitsfunktion von 
Volksvertretungen.39 In den kurzen, aber 
programmatisch angelegten Vorworten der 
Handbücher findet diese Funktion gleich 
doppelt Einlaß: entweder in Zusammenhang 
mit der Betonung einer funktionierenden 
Außendarstellung des Parlaments40 oder - 
und besonders seit den 1970er Jahren - als 
Appell zur Verstärkung der Bemühungen, 
mit der parlamentarischen Arbeit eine zuneh­
mend als »kritisch« empfundene Öffentlich­

reicht.24 Nach 1945 knüpften sowohl der 
Bundestag als auch die Landesparlamente - 
zum Teil explizit - wieder an diese Tradition 
an. So verwies der Präsident des Bundestages, 
Hermann Ehlers, 1954 im Vorwort zum er­
sten amtlichen Handbuch auf die entspre­
chenden Vorläufer des Deutschen Reichs­
tages. Sein Amtskollege im bayerischen 
Landtag, Georg Stang, stellte das Handbuch 
seines Parlaments 1951 in eine »seit Jahr­
zehnten im Bayerischen Landtag gepflegte 
Tradition«.25

Dabei war die Geschichte der offiziellen 
Parlamentshandbücher nach 1945 zunächst 
stärker durch die Brüche infolge der national­
sozialistischen Herrschaft und der Zerstö­
rungen des Zweiten Weltkrieges geprägt als 
durch die Kontinuität parlamentarischer 
Strukturen aus der Weimarer Zeit. Die Bun­
desländer waren überwiegend Neugründun­
gen.26 Sie konnten im Bereich der Verwaltung 
ihrer neu geschaffenen Volksvertretungen 
nur bedingt auf Erfahrungen und Expertise 
der Weimarer Republik bauen. Priorität hat­
ten der Aufbau funktionierender Strukturen 
und die Gewährleistung des Ablauf des par­
lamentarischen Betriebes. Die Zusammen­
stellung neuer Parlamentshandbücher hatte 
in diesem Zusammenhang in einigen Ländern 
nur nachgeordnete Bedeutung. Dies belegt 
ein Blick auf die Zeitpunkte der Herausgabe 
der ersten Handbücher nach dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges.

Die ersten Nachkriegsparlamente, die 
amtliche Handbücher herausgaben, waren 
die Landtage Bayern und Niedersachsen 
(1948) sowie Nordrhein-Westfalen (1949). 
Bremen und das Saarland folgten 1950, Berlin 
1952, der Bundestag 1954, Rheinland-Pfalz 
und Hessen 195527, Baden-Württemberg 
195628, Schleswig-Holstein 1957 und schließ­
lich Hamburg 196229. In fünf Ländern (Bay­
ern, Berlin, Niedersachsen, Nordrhein-West­
falen und Saarland) lag der Zeitpunkt der 
Herausgabe des ersten Handbuchs in der er­
sten Wahlperiode, in zwei Ländern (Baden- 
Württemberg, Bremen) und im Bund in der 
zweiten, in zwei weiteren (Rheinland-Pfalz 
und Schleswig-Holstein) in der dritten Wahl-
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keit zu erreichen41. Wie sich aus Sicht der Par­
lamente diese Öffentlichkeit zusammensetzt, 
wird nach der Lektüre der Handbücher nicht 
mit letzter Sicherheit deutlich. Das »Volk«42 
ist ebenso Adressat wie der »interessierte 
Bürger«43, »Staatsbürger«44 oder »politisch 
Denkende«45, der »Wähler«46, »Organisatio­
nen und Behörden«47, »Presse«48 oder die 
»Bundeswehr«49. Die Potentiale der Hand­
bücher als Medien »politischer Bildung«50 
werden häufig betont: die »Jugend«51 und 
»Schüler«52 werden regelmäßig ausdrücklich 
angesprochen.

Eine besondere Rolle in der von den Hand­
büchern getragenen Kommunikation der Par­
lamente mit der Öffentlichkeit wird den Bio­
graphien und Bildern der Abgeordneten 
zugeschrieben. Die 1975 vorgelegten »Emp­
fehlungen für technische und inhaltliche Ver­
besserungen in den Parlamentshandbüchern« 
der Arbeitsgruppe der Parlaments­
verwaltungen »Parlamentsinformationssystem« 
(PARLIS) betonen die besondere Rolle der 
Viten: »Die Abgeordneten sind die Träger 
des politischen und parlamentarischen Ge­
schehens. Sie greifen in den Volksvertretun­
gen mit ihren Entscheidungen oft nicht uner­
heblich tief in das Leben der Bürger ein. Die 
Öffentlichkeit hat daher auch ein berechtig­
tes Interesse daran zu wissen, welche Per­
sonen die Entscheidungen treffen und nach 
welchen Regeln der Entscheidungsprozeß 
vor sich geht. Es ist deshalb erforderlich, der 
Öffentlichkeit die persönlichen Daten derje­
nigen, die diese Entscheidungen treffen [...] 
offen zulegen und leicht zugänglich zu ma­
chen.«53

Mit den Handbüchern selbst erschienen in 
den späten 1940er und frühen 1950er Jahren 
auch die Biographien der Abgeordneten in 
den einzelnen Bundesländer zunächst mit 
zum Teil erheblicher zeitlicher Verzögerung. 
Während die Landtage Niedersachsen, Bay­
ern und Nordrhein-Westfalen schon 1948/ 
1949 Biographien der Parlamentarier inte­
grierten, war dies in den Ländern Baden- 
Württemberg, Rheinland-Pfalz und Schles­
wig-Holstein erst in den Jahren zwischen 
1955 und 1957 der Fall. Auch Inhalte und

formale Gliederung der Biographien variie­
ren stark, abhängig von Zeitpunkt und Ort 
der Veröffentlichung bzw. der Partei, der der 
porträtierte Abgeordnete angehört.

In den ersten Wahlperioden war die Praxis 
der Erhebung biographischer Daten der 
Abgeordneten durch die Verwaltungen der 
Parlamente wenig standardisiert. Häufig 
reichten die Parlamentarier - bisweilen hand­
geschriebene - »Lebensläufe« ein, die ohne 
weitere inhaltliche Korrektur seitens der 
Landtagsverwaltung in die Handbücher über­
nommen wurden. In Schleswig-Holstein 
sprachen neue Parlamentarier bei der Sekretä­
rin des Landtagspräsidenten vor, die ihre An­
gaben in eine Kartei übertrug.54 Andere 
Landtagsverwaltungen begannen früh, den 
Mandatsträgern Fragebögen vorzulegen, die 
die Grundlage der zu veröffentlichenden Bio­
graphien bildeten. Auch war es nicht unüb­
lich, innerhalb eines Landtags Mischformen 
zu praktizieren. Die sich von Parlament zu 
Parlament unterscheidende Erhebungspraxis 
wirkte sich auf die Form und die Inhalte der 
in den Handbüchern publizierten Biogra­
phien aus.

Die Form der Erhebung beeinflußte dann 
auch am stärksten das äußere Erscheinungs­
bild der Handbuchbiographien. Die frühen 
Abgeordnetenviten gleichen häufig noch 
»Lebensbeschreibungen«, darin sind sie ih­
ren Vorläufern aus der Weimarer Republik 
ähnlich.55 Erst im Laufe der 1950er und 
1960er Jahre und im Zuge der Einführung 
standardisierter Fragebögen lassen sich Ten­
denzen zur Abstraktion und inhaltlichen so­
wie formalen Vereinheitlichung beobachten. 
Es entwickelt sich ein einheitliches Set von 
veröffentlichten biographischen Kriterien, 
die zunehmend auch in einer einheitlichen 
Abfolge dem Leser präsentiert werden.

Ein zweiter Aspekt kommt hinzu: Je weni­
ger die Verwaltungen der Parlamente die äu­
ßere Form der Biographien durch standardi­
sierte Fragebögen vorgaben, desto stärker 
war die Tendenz, daß Abgeordnete in ihnen 
in erster Linie eine Darstellung ihrer Selbst­
wahrnehmung als Politiker und gewählte 
Parlamentarier präsentierten. So waren die
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Angaben der Parlamentarier durchaus von 
individuellen und besonders parteispezifi­
schen Nuancen geprägt: Dies beginnt mit der 
auffallenden Kargheit mancher kommuni­
stischer Biographien, der Betonung der par­
teipolitischen Ochsentour einiger sozialde­
mokratischer Abgeordneter bis hin zu der 
Tatsache, das es häufig Abgeordnete aus Par­
teien des äußersten rechten Spektrums waren, 
die offen über ihre Funktionen und Ämter 
während der Zeit der nationalsozialistischen 
Herrschaft Auskunft gaben.

Welche biographischen Daten von Abge­
ordneten lassen sich mittels der amtlichen 
Handbücher erheben? Zunächst diejenigen, 
die sich auf die persönlichen Lebensumstän­
de der Parlamentarier beziehen. Sämtliche 
Handbücher geben Namen, Vornamen und 
Geburtsdatum der Mandatsträger an, häufig 
auch den Geburtsort. Weiter finden sich 
durchgängig Angaben zur beruflichen Kar­
riere, wenn auch nicht im Verständnis einer 
lückenlos dokumentierten Gesamtberufskar­
riere. Häufig werden der erlernte Beruf - im 
Sinn eines Ausbildungsberufes - angegeben, 
oder, man denke an die Generation Par­
lamentarier, deren erste Kontakte mit der 
»Arbeitswelt« nach der Schulausbildung im 
Reichsarbeitsdienst (RAD) stattfanden, der 
zu Beginn der Berufslaufbahn ausgeübte Be­
ruf. Hinzu kommt der Beruf, der im Augen­
blick des jeweiligen Mandatsantritts Haupt­
erwerbsquelle war, also »ausgeübt« wurde, 
mitunter aber aufgrund verschiedener In­
kompatibilitäten ruhte.56 Schließlich sind al­
len Biographien Angaben zur Schul- und - so 
vorhanden - Hochschulbildung gemein.

Um diese Kernbiographien herum grup­
pieren sich Angaben, die nicht in allen Parla­
menten über den gesamten Bearbeitungszeit­
raum durchgängig erfaßt wurden. Einerseits 
wirkt sich bei ihnen das Prinzip der Freiwil­
ligkeit der Angaben am ehesten aus, anderer­
seits werden bezüglich dessen, was die Abge­
ordneten für relevant und wichtig erachten, 
parteispezifische Muster sichtbar. Zu diesen 
Angaben lassen sich Auskünfte zu Familien­
stand und Konfession, politischer Vita (Par­
teieintritt, Funktionen, Ämter), kommunalen

Mandaten und Mitgliedschaften in Verbän­
den und Organisationen sowie für die Abge­
ordneten der ersten Wahlperioden solche zur 
Biographie vor 1945 zählen.

Die Angaben der Abgeordneten in den 
Handbüchern waren freiwillig. Eine recht­
liche Norm, die es den Parlamentsverwaltun­
gen gestattete, Informationen der Abgeord­
neten zu ihrer Person zu veröffentlichen, 
gab es vor der Einführung der Verhaltens­
regeln für Abgeordnete in den 1970er Jahren 
nicht.57 Daß die zur Aufnahme in die Hand­
bücher bestimmten Angaben - trotz der im 
Einzelfall sich unterscheidenden Tiefen­
schärfe - auch zuvor freiwillig gemacht wur­
den, sollte somit in erster Linie als Ausdruck 
einer von Parlamentariern aller Parteien ge­
teilten Wertschätzung der Biographien als 
Ort verstanden werden, in dem sich der Ab­
geordnete als fähiger Politiker und Sachwal­
ter des allgemeinen Bürgerinteresses den 
Wählern präsentieren konnte.

Der entscheidende Schritt zur 
und inhaltlichen Vereinheitlichung der Bio­
graphien fand zwischen 1973 und 1975 statt. 
Am 20. Oktober 1972 wurde durch die Prä­
sidenten der deutschen Parlamente die Ar­
beitsgruppe »Parlamentsinformationssystem« 
(PARLIS) eingesetzt. Ihr gehörten Vertreter 
des Bundestags, Bundesrates und einiger Lan­
desparlamente (Nordrhein-Westfalen, Bay­
ern, Bremen, Hessen, Rheinland-Pfalz und 
Schleswig-Holstein) an. Ihre Aufgaben: »Er­
arbeitung von Vorschlägen für Dokumen­
tationsverfahren, Schulung in Dokumenta- 
tions- und EDV-Anwendungstechniken, 
automations- und dokumentationsgerechte 
Gestaltung von Parlamentspapieren, ständiger 
Informationsaustausch mit anderen Daten­
banksystemen, Beratung der Parlamentsver­
waltungen in Dokumentations- und EDV-An­
gelegenheiten«.58 Ziel der Gruppe war es, die 
Nutzungsmöglichkeiten der elektronischen 
Datenverarbeitung für die Aufgaben der Par­
lamentsdokumentation, verstanden als inhalt­
liche Erschließung von Parlamentspapieren, 
auszuloten; es ging, »einfach ausgedrückt, um 
die Ersetzung der Karteikarte durch Daten­
speicher, den Computer.«59
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Abgeordneten auf freiwilliger Basis geschehe 
und die zur Veröffentlichung im Handbuch 
vorgesehene Biographie den Parlamentariern 
zur Gegenzeichnung vorgelegt werde, blieb

Die 1973 im Umkreis von PARLIS einset­
zenden Bestrebungen, Parlamentshandbü­
cher und Abgeordnetenbiographien »tech­
nisch« und »inhaltlich« zu vereinheitlichen, 
standen im direkten Zusammenhang mit die­
sen Zielen. Allerdings wurden sie von einem 
Teil der Gruppe eher als »Nebenprodukt«60 
des Auftrages von PARLIS erachtet. Für die 
Biographien bedeutete dies: Übereinstim­
mung der erhobenen Kriterien, Einheitlich­
keit der Erfassungsmethoden, Einheitlichkeit 
der Bearbeitung bzw. Speicherung der Daten 
und Einheitlichkeit der Kriterien für eine in­
haltliche Auswertung der Biographien.61 Im 
März 1975 wurden die »Empfehlungen für 
technische und inhaltliche Verbesserungen 
in den Parlamentshandbüchern« der Arbeits­
gruppe PARLIS verabschiedet und im Juni 
von den Direktoren der Landesparlamente 
zur Kenntnis genommen. Sie gliedern sich in 
zwei Teile. Ein erster Abschnitt widmet sich 
technischen Empfehlungen im weiteren Sin­
ne. Für Probleme der Editionstechnik (Lose­
blattform, Ergänzungslieferungen, Einsor­
tierungshinweise), Typographie, Gliederung 
(Form des Registers) und Benutzerfreund­
lichkeit (Gestaltung der Kopfzeilen und Ver­
wendung von Fußnoten) wurden konkrete 
Lösungen vorgestellt. Der zweite Teil der 
Empfehlungen enthält Vorschläge zu den In­
halten der Handbücher und der Vergleich­
barkeit der Darstellung.62 In ihm finden sich 
die Anregungen zur Erhebung und Gestal­
tung der Biographien. PARLIS hatte einen 
Mustererhebungsbogen für biographische 
Angaben der Abgeordneten erarbeitet, der 
sowohl »in seinen Fragestellungen als auch 
in seiner Diktion [...] in möglichst großer 
Annäherung«63 Anwendung finden sollte. 
27 Fragekomplexe von persönlichen Daten 
über solche zu Schul-, Hochschul- und Be­
rufsbildung und beruflichem Werdegang hin 
zu Parteizugehörigkeiten und -funktionen 
und schließlich Mitgliedschaften und Funk-

sollten in klar gegliederte, durch Absätze ge­
trennte Handbuchbiographien Eingang fin­
den. Fünf Datengruppen sollten voneinander 
unterschieden werden: 1. neben einem Licht­
bild Angaben zu Name, Beruf, Funktionen 
in Parlament und Regierung, Anschrift, Art 
der Wahl und Fraktionszugehörigkeit, unter 
dem Lichtbild zunächst 2. Angaben zu Ge­
burtsdatum und -ort, Familienstand, Kinder­
zahl und Konfession, dann 3. Informationen 
zu Schul- und Berufsbildung sowie Berufs­
ausübung und weitere relevante Angaben 
zum Lebenslauf; danach 4. Informationen 
zu »jetzigen und früheren politischen Tätig­
keiten sowie Verbandstätigkeiten«, abschlie­
ßend 5. zu »Mitgliedschaften im jetzigen Par­
lament«64. Angaben zu den Verhaltensregeln 
der Parlamenten sollten in einem gesonder-' 
ten Teil publiziert werden.

Die Vorstellungen der Arbeitsgruppe ins­
besondere zur Gestaltung des Musterfra­
gebogens und der Biographien blieben nicht 
unwidersprochen. Während einige Landes­
parlamente - so Berlin - den Vorschlägen 
durchweg positiv gegenüberstanden65, mahn­
ten andere das Recht auf »ein gewisses Eigen­
leben« der Landtage an und forderten, »PAR­
LIS solle nicht versuchen, unter dem 
Deckmantel >automationsgerecht< alles über 
einen Kamm scheren zu wollen«66. Deutlich 
auch die Kritik an den Erhebungsbögen: 
»Der Mustererhebungsbogen für die biogra­
phischen Angaben der Abgeordneten er­
scheint uns weiterhin recht kritisch, weil er 
uns zu umfangreich und unhandlich ist und 
die Abgeordneten in der Art der Fragestel­
lung u.U. sich bevormundet fühlen könn­
ten.«67 Obwohl die führende Kraft hinter 
den Reformen, der Leiter des Referats Ar­
chiv-Dokumentation-Bibliothek der Verwal­
tung des Landtags Nordrhein-Westfalen, 
Gerhard Eyckers, auf der Sitzung der Land­
tagsdirektorenkonferenz im Juni 1975 noch­
mals deutlich machte, daß die Beantwortung 

tionen in gesetzgebenden und kommunalen der Fragen des Erhebungsbogens durch die 
Körperschaften führt der Bogen auf. Hinzu 
kommen Fragen, die auf die Angaben zu 
den Verhaltensregeln für Parlamentarier ab­
zielen. Die so gewonnenen Informationen
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einer un­
gebrochenen Beliebtheit - auch bei ihren 
Kritikern.73 Dieses Phänomen verweist auf 
eine Problematik, die in erster Linie prag­
matischer Natur ist: Bei den amtlichen Le­
bensläufen der Abgeordneten handelt es sich 
um die einzige allgemein zugängliche Quelle, 
die für Bundes- und Landesparlamentarier 
gleichermaßen fast für den gesamten Zeit­
raum seit 1945 vorliegt. Mittelfristig wird 

■ ■ - • in Kenntnis der existie­
renden Defizite - auch weiterhin solange auf 
sie stützen müssen, bis die Defizite durch die 

des standardisierten Infor- Erschließung und Veröffentlichung zusätzli­
cher Quellenbestände - etwa in Form kollek­
tivbiographischer Arbeiten - entscheidend 
vermindert worden sind.

Durch die Auswertung der amtlichen Par­
lamentshandbücher konnten ungefähr 80 
Prozent der gewünschten Angaben zu den 
Biographien der Abgeordneten gewonnen 
werden. Um den Grad der Vollständigkeit zu 
erhöhen und die Informationen der Hand­
bücher zu kontrollieren, wurde eine Reihe 
weiterer Quellen herangezogen.

Für die Landtage Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und 
Schleswig-Holstein sowie den Bundestag bis 
1961 liegen biographische Dokumentationen 
vor.74 Allen Publikationen sind vier Merk­
male gemein: Die Initiative zur Erstellung 
der Handbücher lag im jeweiligen Parlament 
selbst, der Anlaß für die Herausgabe waren 
jeweils die 40.75 oder 50. Jahrestage76 der 
Konstituierung des ersten Nachkriegsland­
tags. Die Biographien basieren zum Großteil 
auf den schon in den Handbüchern ver­
öffentlichten Daten der Abgeordneten und 
sind darüber hinaus durch die Verwendung

ein Teil der Landtagsdirektoren skeptisch informationen generell durchaus zuverlässig, 
und führte Eingriffe in die Privatsphäre der Dies gilt insbesondere für die in dieser Publi- 
Abgeordneten bzw. datenschutzrechtliche kation ausgewerteten Angaben: Geschlecht, 
Gründe für seine Vorbehalte ins Feld.68

Auf weitergehende Maßnahmen als einer
Geburtsdatum, Bildungsgänge und den er­
lernten Beruf.72 Zweitens erfreuen sich die 

Kenntnisnahme der Empfehlungen konnten Biographien der amtlichen Handbücher als 
sich die Landtagsdirektoren auf ihrer Sitzung Quelle in der Forschung weiterhin einer un 
im Juni 1975 nicht einigen. Trotzdem ver­
änderten die Aktivitäten der Arbeitsgruppe 
die Gestaltung der Handbuchbiographien 
nachhaltig, auch über den Kreis der in den 
Diskussionsprozeß involvierten Parlaments­
verwaltungen hinaus. Bis 1980 glichen sich 
die Biographien der Handbücher sämtlicher 
Landesparlamente inhaltlich und formal 
weitgehend an. Diese Angleichung erhöhte 
die Vergleichbarkeit der Viten, ließ aber die sich die Forschung - i 
Möglichkeit zur Formulierung individueller 
Aspekte der Selbstdarstellung der Abgeord­
neten zugunsten <___ ____
mationsgehaltes der Biographie in den Hin­
tergrund treten.

Der Quellenwert der amtlichen Hand­
buchbiographien bundesdeutscher Parla­
mente war häufig Anlaß zu skeptischen 
Kommentaren. Die auf Selbstangaben beru­
henden »amtlich konzessionierten Lebens­
läufe«69 dienten einer »Verschleierungstak­
tik«70 der Abgeordneten, so der Vorwurf in 
seiner schärfsten Form. Diese Kritik entbehrt 
nicht der Grundlage. Die dem Prinzip der 
Freiwilligkeit verpflichteten Angaben sind 
in Teilen unpräzise und unvollständig. Dies 
beeinflußte in der Vergangenheit insbesonde­
re die Möglichkeiten einer umfassenden und 
vergleichenden Sozialstrukturanalyse der 
Parlamente. Dennoch sind die Biographien 
besser als ihr Ruf. Erstens wird eine differen­
zierte Betrachtungsweise zwischen mehr und 
weniger aussagekräftigen Informationen in 
den Biographien unterscheiden müssen. We­
niger aussagekräftig sind vor allem die Anga­
ben zu den ausgeübten Berufen.71 Auch Aus­
künfte zur politischen Karriere vor dem 
Eintritt in das Parlament sind nur von be­
grenztem Wert, wenn es an zusätzlichen 
Angaben zur zeitlichen Einordnung der ein­
zelnen Karriereschritte mangelt. Auf der an­
deren Seite ist eine Vielzahl von Handbuch-
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Als problematisch erwies es sich, unter aus­
schließlichem Rückgriff auf die Informatio­
nen der amtlichen Handbücher dem An­
spruch des Projekts gerecht zu werden, für 
alle Parlamente die Sozialstruktur der Abge­
ordneten einheitlich zu Beginn einer jeweili­
gen Wahlperiode zu dokumentieren. Das be­
reits erwähnte Postulat der Aktualität, dem 
die Landtagsverwaltungen verpflichtet wa­
ren, führte dazu, daß die Zeitpunkte der Her­
ausgabe der Handbücher und damit die 
Überlieferungszeitpunkte der Biographien

das Ende eines Mandates, schließlich Aus­
schußtätigkeiten und sonstige parlamentari­
sche Funktionen. In Nordrhein-Westfalen 
waren aufgrund der Vollständigkeit der An­
gaben in den amtlichen Handbüchern und im 
biographischen Handbuch nur wenige Nach­
recherchen notwendig. Dabei verfügt das Par­
lamentsarchiv Nordrhein-Westfalen wohl 
über den umfangreichsten Bestand an biogra­
phischem Material.78 Der Landtag des Saar­
landes stellte für einen großen Teil der Par­
lamentarier Kopien der für die amtlichen 
Handbücher angefertigten Lebensläufe zur 
Verfügung, die aus dem Parlamentsarchiv 
stammen.79

Zum Abschluß der Erhebung der Biogra­
phien wurden gezielte Anfragen an die 
Parlamentsarchive gerichtet, um insbesonde­
re für die Kriterien »Erlernter Beruf« und 
»Schul- und Hochschulbildung« weitere In­
formationen zu gewinnen. Die internen Re­
cherchen der Parlamentsdienste in ihren Ar­
chiven führten dazu, daß schließlich für die 
Abgeordneten der Landtage Baden-Würt­
temberg, Bayern, Berlin, Bremen, Hamburg, 
Hessen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und 
Schleswig-Holstein abschließende Ergän­
zungen vorgenommen werden konnten.

Schließlich wurden für eine geringe Zahl 
von Abgeordneten insbesondere kleinerer 
Parteien der Nachkriegszeit Angaben aus 
der Sekundärliteratur übernommen.80

weiteren Materials aus Parlamentsarchiven 
und Sekundärliteratur erweitert worden. 
Der Landtag Rheinland-Pfalz hat zusätzlich 
ehemalige Angehörige des Parlaments be­
fragt und Todesanzeigen herangezogen.77 
Die Biographien dieser Handbücher sind 
schematisch gegliedert und orientieren sich 
bezüglich der Reihenfolge der Kriterien eng 
an den bereits diskutierten Standards der 
»Empfehlungen« von 1975. Die Viten enthal­
ten Angaben zu Name, Lebensdaten (Ge­
burtstag, -ort, Todestag, -ort), Schulbildung, 
Hochschulbildung, beruflicher Ausbildung 
und Karriere, Mitgliedschaft und Funktio­
nen in Parteien, Verbänden, Vereinen und 
Interessengruppen, schließlich zu kommu­
nalen, Landtags- und Bundestagsmandaten 
sowie - soweit recherchierbar - zu Mitglied­
schaften in Parlamenten der Weimarer Repu­
blik. Darüber hinaus verzeichnen sie die 
Verweildauer im jeweiligen Landtag mit Ein­
tritts- und Austrittsdaten und dokumentie­
ren das vorzeitige Ausscheiden aus sowie 
Nachrücken in ein Parlament. Der Nutzwert 
der biographischen Handbücher ist generell 
als hoch einzuschätzen, auch wenn sie wei­
terhin zum Großteil auf den Selbstangaben 
der Abgeordneten beruhen. Die Viten der 
Parlamentshandbücher wurden standardi­
siert, Lücken teilweise geschlossen, die zur 
Rekonstruktion der Fluktuation in den Par­
lamenten so wichtigen Daten zur Dauer der 
einzelnen Mandate hinzugefügt.

Im Abgeordnetenhaus Berlin, der hambur­
gischen Bürgerschaft und im Landtag Nord­
rhein-Westfalen wurden Primärrecherchen 
in den Abgeordnetenkarteien oder anderen 
Beständen der Parlamentsarchive vor Ort 
durchgeführt. Das Abgeordnetenhaus Berlin 
verfügt über eine vergleichsweise einfache 
Kartei, die neben Namen und Geburtsdaten 
nur Fraktion, Mandate, vorzeitiges Ausschei­
den und Nachrücken verzeichnet. Im Gegen­
satz dazu ist die Anlage der Kartei der Bürger­
schaft Hamburg komplex. In ihr werden auf 
getrennten Karten jeweils pro Wahlperiode 
die Viten der Parlamentarier dokumentiert, 
häufig in Form eines Auszuges aus dem Par­
lamentshandbuch, der jeweilige Beginn und

3. Quellen zur Ermittlung der 
Mandatsdauer
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Abgeordneten und geben Auskunft über Ge­
burtsdaten und Beruf der Mandatsträger. 
Zwischen 1958 und 1975 enthalten die Ber­
liner »Bekanntmachungen der endgültig fest­
gestellten Ergebnisse der Wahlen« darüber 
hinaus Angaben zum erlernten Beruf, ein 
Umstand, der auch für die Erschließung der 
Biographien der betroffenen Parlamentarier 
genutzt wurde. Für den Bundestag, Baden- 
Württemberg, Bayern, Bremen, Nordrhein- 
Westfalen und das Saarland liegen Gesamt­
verzeichnisse der Abgeordneten seit der 
jeweils ersten Wahlperiode vor.82 Bei den 
Verzeichnissen der Landtage Nordrhein- 
Westfalens und des Saarlands handelt es sich 
um unveröffentlichte Ausdrucke der Abge­
ordnetendatenbanken der Informationsdien­
ste der Parlamente. Die Verzeichnisse listen 
Name, Geburtsdatum, Todesdatum, letzte 
Fraktion der Abgeordneten, Fraktionswech­
sel, Mitgliedschaften im Parlament mit Da­
ten, Art des Mandates (Wahlkreis/Liste), 
vorzeitiges Ausscheiden und Nachrücken 
auf. Das Gesamtverzeichnis der MdB ist ver­
öffentlicht.83 In Aufbau und Form gleicht es 
dem nordrhein-westfälischen Pendant. Josef 
Weiks Verzeichnis »Die Landtagsabgeord­
neten in Baden-Württemberg 1946 bis 1997« 
liegt mittlerweile in der 6. Auflage vor.84 Es 
führt Name, Geburts- und Todesdatum, Be­
ruf und die nach Wahlperioden differenzierte 
Dauer der Mitgliedschaft der Abgeordneten 
der Landtage Württemberg-Baden, Würt- 
temberg-Hohenzollern, Baden und Baden- 
Württemberg auf. Vorzeitiges Ausscheiden, 
Fraktionswechsel und Nachrücken von Ab­
geordneten sind ebenfalls dokumentiert. Ne­
ben dem oben genannten Gesamtverzeichnis 
der Mitglieder des Landtages des Saarlandes 
lassen sich Dauer der Mitgliedschaft, Frakti­
onswechsel und Veränderungen der einzel­
nen Fraktionen während der Wahlperiode 
auch in der Publikation »40 Jahre Landtag 
des Saarlandes. 1947-1987« nachvollzie­
hen.85 Für die Bremer Bürgerschaft legte 
Norbert Korfmacher ein Mitgliederverzeich­
nis für den Zeitraum 1946 bis 1996 vor.86 Die 
Auflistung der Abgeordneten, die sich nach 
Aussage Korfmachers an Weicks Arbeit zu

uneinheitlich waren und im Nachhinein nicht 
mit letzter Sicherheit rekonstruiert werden 
können. So war es nötig, weitere Quellen her­
anzuziehen, um die aus den amtlichen Hand­
büchern gewonnenen Aussagen zur per­
sonellen Zusammensetzung der Fraktionen 
zu Beginn der Wahlperiode zu kontrollieren 
und gegebenenfalls zu korrigieren. Für die 
einzelnen Landtage wurde dabei - abhängig 
vom jeweiligen Bearbeitungsstand - auf un­
terschiedliche Quellen zurückgegriffen.

Für Bremen und Niedersachsen wurden 
die Stenographischen Berichte der konstituie­
renden Sitzung einer Wahlperiode genutzt.81 
Die namentliche Nennung der versammelten 
Abgeordneten läßt auf die Zusammenset­
zung des Parlaments während der ersten Sit­
zung schließen. Da abwesende Abgeordnete 
ebenso genannt werden wie bereits aus­
geschiedene Parlamentarier, lassen sich die 
mitunter vorkommenden personellen Ver­
änderungen zwischen Wahltermin und Zeit­
punkt der Konstituierung erschließen. Für 
Bayern und Niedersachsen wurden die zu 
Ende einer Wahlperiode vom Landtag ver­
öffentlichten Tätigkeitsberichte verwendet. 
Einige von ihnen enthalten Listen der Abge­
ordneten zu Beginn der Wahlperiode, alle 
dokumentieren darüber hinaus die Verände­
rungen der personellen Zusammensetzung 
der Fraktionen im Lauf der Wahlperioden. 
Abgeordnete, die vorzeitig aus dem Par­
lament ausscheiden, werden mit dem Datum 
und Grund ihres Ausscheidens und den je­
weiligen Nachrückern genannt. Für die 
Landtage Baden-Württemberg, Berlin, Bre­
men, Hessen, Niedersachsen und Rheinland- 
Pfalz wurde auf als Drucksachen der Land­
tage publizierte Abgeordnetenverzeichnisse 
zurückgegriffen. Auch sie dokumentieren 
die Zusammensetzung der Landtage zu Be­
ginn der Wahlperiode, geben zudem Auf­
schluß über Geburtsdatum, Geburtsort und 
Adresse der Abgeordneten. Für Berlin, Bre­
men, Hessen, Hamburg, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein wurden die in den Amts­
blättern der Länder veröffentlichten Amtli­
chen Endergebnisse der Wahlen zu Hilfe ge­
nommen. Sie enthalten Listen der gewählten
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IV. Relevanz der im Tabellenwerk abge 
bildeten biographischen Merkmale 
und Prinzipien ihrer Auswertung

Nach der Vorstellung und generellen Bewer­
tung der für die Publikation verwendeten 
Quellen wird nun das Augenmerk auf die in 
ihr dokumentierten parlamentssoziologisch 
bzw. sozialstrukturell relevanten biographi­
schen Merkmale gerichtet. Obwohl die 
Parlamentssoziologie als ein hauptsächlich 
von der Politikwissenschaft dominierter For­
schungsstrang sehr ausgeprägt ist, mangelt es 
an methodischen Reflexionen zur Bedeutung 
der biographischen Merkmale und den Mög­
lichkeiten sowie Bedingungen ihrer Darstel­
lung. Dies soll an dieser Stelle in zwei Schrit­
ten explizit geschehen. Das Tabellenwerk in 
der veröffentlichten Form ist Ergebnis eines 
Auswahlprozesses. Die erkenntnis- und 
handlungsleitenden Interessen, die zu dieser 
Zusammenstellung geführt haben, werden 
zunächst benannt, die Auswahl selbst wird 
begründet. Anschließend werden die Grund­
züge der Erhebung der individualbiographi­
schen Daten aus den Quellen vorgestellt, die 
Wege der Erfassung, Kodierung und Aus­
wertung geschildert und diskutiert.

Baden-Württemberg orientiert, enthält Na­
me, Beruf, Geburts- und Sterbedaten sowie 
die Mitgliedschaften in Bremischer Bürger­
schaft, Bundestag, Europäischem Parlament 
sowie Parlamentarischem Rat und Wirt­
schaftsrat.87 Das Verzeichnis der Mitglieder 
des Bayerischen Landtags von 1946 bis 1991 
in Peter Jacob Kocks »Der Bayerische Land­
tag. Eine Chronik« listet Name, Beruf, Ge­
burts- und Todesdatum, die Gesamtdauer 
der Mitgliedschaft im Landtag, die Partei 
und den Wahl-Stimmkreis der Abgeordneten 
auf.88 Es ist aber für die Ermittlung der Par­
lamentsmitgliedschaften nur von begrenztem 
Wert, da die Mitgliedsdauer im Landtag nicht 
nach Wahlperioden differenziert wird, zu­
dem vorzeitiges Ausscheiden, Nachrücken 
und Fraktionswechsel nicht erfaßt werden.

Die Entscheidung, ein Kriterium für die Dar­
stellung in dieser Publikation auszuwählen, 
resultiert aus der Abwägung von fünf Fak­
toren: Erstens läßt sich innerhalb der For­
schungsliteratur ein Konsens über den Stel­
lenwert einzelner Kriterien ausmachen. 
Rekrutierungs- und Elitenstudien reflektie­
ren dabei die allgemeinen Trends der sozialen 
Ungleichheitsforschung. So werden wohl mit 
Recht der Beruf und die Bildung eines männ­
lichen Kandidaten oder Abgeordneten als Er­
klärungsmomente für die Chancen auf Wahl 
oder Wiederwahl in ein Parlament höher be­
wertet als sein Familienstand oder die Zahl 
seiner Kinder. Zweitens mußte ein Kriterium 
unter Nutzung der oben aufgeführten Quel­
lenbestände zeitübergreifend und mit einiger 
Plausibilität nachgewiesen sein. Drittens 
wurde im Vorfeld der Auswahl Wert auf Ver­
gleichbarkeit gelegt: Das Kriterium sollte 
möglichst für alle erfaßten Parlamente in den 
Quellen nachgewiesen sein. Zudem sollte, 
bezüglich der Möglichkeiten und Beschrän­
kungen der tabellarischen Abbildung, zu den 
Arbeiten der weiteren Teile des Gesamtpro­
jekts, insbesondere dem Vergleich der Mit­
gliedschaft der Parteien, eine generelle Ent­
sprechung gewährleistet sein. Viertens war 
bei der Auswahl der Kriterien und den Über­
legungen zur Darstellungsform zu beachten, 
daß bestimmte Dimensionen der Veröffent­
lichung nicht überschritten werden sollten. 
Fünftens galt es, das Zeitbudget des For­
schungsprojekts einzuhalten. Die in diesem 
Band getroffene Auswahl ist das Ergebnis 
aus der Abwägung dieser fünf Faktoren.

Die Verteilung der Mandate auf die einzel­
nen Parteien ist der grundlegende Bezugs­
punkt jeglicher Analyse der Zusammenset­
zung der Parlamente. Durch die Aufnahme 
dieses Tabellenteils wird in erster Linie der 
praktische Nutzwert des Bandes für den Le­
ser erhöht, da er darauf verzichten kann, wei­
tere Handbücher heranzuziehen.89 Die An- 
ciennität der Abgeordneten, die gemeinhin 
als ihr »Dienstalter«, gemessen am erstmali-

1. Relevanz der abgebildeten biographi­
schen Merkmale
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gen Eintritt in ein Parlament, definiert wird, 
und die Zahl der Neuparlamentarier sind 
entscheidende Indikatoren für die personelle 
Mobilität eines Parlaments.90 Die Analyse 
dieser Mobilität gibt Aufschluß über die Be­
dingungen, denen die Auswahl von Personen 
für politische und parlamentarische Füh­
rungsämter im Rahmen eines spezifischen 
Wahlsystems unterliegt. In der Anciennität 
eines Parlamentariers liegt dabei der Schlüs­
sel zu Antworten auf Fragen nach der Er­
neuerungsfähigkeit eines Parlaments, nach 
dem Grad und der Form parlamentarischer 
Professionalisierung. Sie erlaubt zudem An­
gaben über das Alter, die Konstanz und die 
Geschlossenheit von Fraktionen. Schließlich 
zielt sie nicht ausschließlich auf die Rekrutie­
rung in ein Parlament ab, ermöglicht viel­
mehr im Einzelfall durch die Korrelation 
mit weiteren Daten Aussagen, die die Beset­
zung parlamentarischer und politischer Füh­
rungspositionen betreffen. Zielt die Unter­
suchung des Dienstalters der Abgeordneten 
in erster Linie auf die Chancen, sich in einem 
Parlament auf Dauer zu etablieren, so be­
leuchtet die Dokumentation des Anteils der 
Neuparlamentarier das dynamische Element 
parlamentarischer Mobilität. Hier richtet 
sich das Interesse verstärkt auf die Zugangs­
chancen von Individuen in eine parlamenta­
rische Vertretung. Ein besonderes Moment 
gewinnt die Untersuchung dieses Merkmals 
auch durch die Korrelation mit Kriterien 
wie Alter, Geschlecht, Beruf oder politischer 
Karriere der neuen Abgeordneten. Diese eig­
nen sich besonders, um Aussagen zu treffen, 
die auf den Wandel und die Parteispezifik 
der Auswahl bundesdeutscher Berufspoli­
tiker abzielen. Die Ausweisung der Bundes­
tagsabgeordneten, die zuvor ein Landtags­
mandat innehatten, zielt auf die Struktur 
der politischen Karriere der MdB. Die Be­
deutung der Landtage als Rekrutierungs­
instanz des Bundestagspersonals ist bisher 
nur ansatzweise erforscht.91 Ein durch­
schnittlicher Anteil von 23 Prozent ehema­
liger MdL im Bundestag zwischen 1949 
und 1990 sollte allerdings Anlaß sein, die­
ser Institution in zukünftigen Rekrutie­

rungsstudien mehr Aufmerksamkeit zu 
schenken.

»Neben den schichtspezifischen Differen­
zierungen gehören die sozialen Ungleichhei­
ten zwischen den Geschlechtern zu den 
wesentlichen Charakteristika moderner 
Gesellschaften.«92 Frauen sind in Parlamen­
ten traditionell unterrepräsentiert. Dieses 
Muster hat sich streng genommen erst seit 
der zweiten Hälfte der 1980er Jahre gewan­
delt, eine auch numerisch angemessene Re­
präsentation von Frauen in Landtagen und 
Bundestag ist auch im Jahr 2002 nicht er­
reicht. Doch ist, ebenfalls seit Mitte der 
1980er Jahre, die Präsenz von Frauen ver­
stärkt in den Mittelpunkt des Interesses der 
politischen Partizipationsforschung gerückt, 
ein Interesse, das die Aufnahme eines eigen­
ständigen Tabellenteils zum Anteil weibli­
cher Abgeordneter in den Parlamenten 
rechtfertigt. Das Alter der Abgeordneten hat 
in der politischen Arena eine eindeutige 
Konnotation. Als Indikator für den individu­
ellen Aufstieg in eine gesellschaftliche Füh­
rungsgruppe bietet das Alter einer Person 
eine elementare Bezugsgröße. »Je stärker 
eine Karriere bürokratisiert ist [...] je höher 
>Erfahrung< bewertet wird«93, desto höher 
das Durchschnittsalter dieser Gruppe. Auch 
wenn es keine politische Qualität an sich hat, 
so dient es als Argument im politischen Dis­
kurs. Korrespondiert Jugend mit Dynamik 
und Innovation, so steht Alter für Erfahrung. 
Schließlich hat es eine ganze Reihe prakti­
scher Bedeutungen im politischen Alltag: 
Das aktive und das passive Wahlrecht sind 
an Bestimmungen zum Alter gebunden, die 
Vergabe der höchsten staatlichen Ämter in 
Bund und einigen Ländern unterliegt Alters­
beschränkungen. Die Entwicklungen der So­
zialstruktur sind weiterhin durch die Chan­
cen des einzelnen, Zugang zu Bildung zu 
erlangen, bestimmt. Das Bildungssystem 
eines Staates erfüllt immer auch die Funktio­
nen der sozialen Plazierung und der Auslese 
oder Selektion und beeinflußt mithin die ver­
tikale soziale Mobilität einer Gesellschaft. 
Dadurch wird dieses Kriterium für die Eli­
ten- und Rekrutierungsforschung relevant.
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herauskristallisiert, das heute als allgemein 
anerkannt gelten darf.96 Viertens wurde im­
mer wieder die mangelnde Güte des Quel­
lenmaterials thematisiert. Der Großteil der 
Forschung nutzte intensiv und fast aus­
schließlich die Angaben der amtlichen Hand­
bücher zur Auswertung der »ausgeübten Be­
rufe«, beklagte aber mit gleicher Intensität 
und Regelmäßigkeit die Ambivalenz der 
Selbstauskünfte der Abgeordneten in den 
Handbüchern.97

Aus der Abwägung dieser in erster Linie 
methodischen Schwierigkeiten unter beson­
derer Berücksichtigung des Quellenargu­
mentes resultierte die Entscheidung, ledig­
lich die erlernten Berufe der Parlamentarier 
als Indikator für deren soziale Herkunft ab­
zubilden, auf die Erfassung der ausgeübten 
Berufe aber zu verzichten. Diese Entschei­
dung fiel nicht leicht, mangelt es somit auch 
weiterhin an aussagekräftigen aggregierten 
Daten zur beruflichen Positionierung der 
Landtagsabgeordneten.98 Dennoch ist sie in­
sofern konsequent, als daß sich mit ihr die 
Forderung verbindet, zukünftig andere 
Quellengruppen als die amtlichen Hand­
bücher als Grundlage für die Analyse der 
ausgeübten Berufe der Abgeordneten zu ver­
wenden.

Zur Erfassung und Auswertung der Abge­
ordnetenbiographien war der Aufbau einer 
relationalen Datenbank nötig.99 Für jeden 
Abgeordneten wurde ein Datensatz ange­
legt, der die Angaben zu Name, Vornamen, 
Geburtsdatum, erlerntem Beruf, Bildung 
und Hochschulbildung der Person aufnahm. 
Zudem wurden jedem Abgeordneten sämtli­
che Mandate, die er errungen hatte - mit Da­
tum des Beginns und des Ablaufs des Man­
dats, der jeweiligen Legislaturperiode und 
dem entsprechenden Parlament - zugeord­
net. Vorzeitiges Ausscheiden aus und Nach­
rücken in ein Parlament sowie Fraktions­
wechsel wurden, soweit dies über die

Insbesondere die Bildungsexpansion in 
Deutschland und ihre Folgen seit den 1950er 
Jahren - Demokratisierung, Pluralisierung, 
Emanzipation - hat Spuren in der Zusam­
mensetzung der Parlamente hinterlassen. 
Schließlich der Beruf der Abgeordneten: 
Kein Kriterium eignet sich - isoliert betrach­
tet - besser zur Analyse sozialer Mobilität. 
Kaum eine abgeordnetensoziologisch orien­
tierte Arbeit kommt ohne einen Rekurs auf 
die berufliche Zusammensetzung der Par­
lamente aus. Die Dominanz oder mangelnde 
Präsenz einzelner Berufsgruppen wird ins­
besondere unter Gesichtspunkten ihrer 
gesellschaftlichen Repräsentativität disku­
tiert. Auch hat kein Einzelkriterium so hefti­
ge und langwierige Methodendiskussionen 
provoziert. Dabei ist im Kern auf vier Pro­
blemkreise zu verweisen: Der erste betrifft 
das selten definierte spezifische Erkenntnis­
interesse an der Untersuchung der Berufs­
struktur. Heino Kaack hat schon früh auf 
dieses Phänomen hingewiesen und vier 
mögliche Diskussionskontexte benannt, die 
unterschiedliche Zugänge zum Thema bedin­
gen: Die Analyse des Rekrutierungsprozes­
ses von Parlamentariern, die Erforschung 
der Praxis ihrer Mandatsausübung, die Un­
tersuchung politischer Interessenaggregation 
und die Analyse sozialer Herkunft.94 Den 
zweiten Problembereich bilden die sich un­
terscheidenden methodischen Zugänge zum 
Beruf der Abgeordneten. Berufsanalysen 
sind in der Regel Untersuchungen des soge­
nannten »ausgeübten Berufs« der Abgeord­
neten, also des Berufs, den die Abgeordneten 
unmittelbar vor Mandatsübernahme aus­
übten. Aussagen zur sozialen Herkunft von 
Abgeordneten lassen sich allerdings mittels 
der Untersuchung dieser Kategorie nicht 
treffen, wie andererseits zur Erforschung der 
politisch-parlamentarischen Praxis die Ana­
lyse des »erlernten Berufes« nur bedingt 
nutzbringend ist. Zum dritten wurde lange 
Zeit die mangelnde Vergleichbarkeit von er­
hobenen oder publizierten Daten beklagt.95 
Erst in der Mitte der 1980er Jahre hat sich 
für die Analyse der ausgeübten Berufe der 
Bundestagsabgeordneten ein Kriterienraster

2. Prinzipien der Auswertung der 
biographischen Merkmale
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